
Landesbibliothek Oldenburg

Digitalisierung von Drucken

Republik. 1918-1930
36 (1922)

291 (13.12.1922)

urn:nbn:de:gbv:45:1-455836

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:gbv:45:1-455836


Republik
Drei « LLMK.

Norddeutsches volksdlatt - SozldldemodralllchesVrOn stlrMdenlmrg -DIIstieslood - Dldendurger Volksblatt

wlchelmsdoven-NIlllrlngen, Mittwoch, IZ. dezemvsr i^rr » Nr, r^I

Die oldenvnrglschepnsilll,rungs-
Verordnungzum Nelchsmleten-Seleh vom

r^. Noveinder l)rr.

S5

k,ich«k»slk, «rbi,,

«K.-?

der SenlscheSchrl» In Lonoon

Mussolinis Leparationspläne.

Versoliren gegen Noßvoch!

Verdoppelung de» Leomtenelnkommen»?

EgrlpirSl» ftngllnger ans «er fluch,

Sozloldemolirotle und Sleuersroge,

Wieder einmol: flerzle undNrnnkenliassen,

lsgpoll>ilienrll<lizolil«ng In Sold?

dl« hnngerspelmlonten Hegen,

der rsnnsschotzder ljogenzollem.



Reichstag vom Dienstag.
Auf der Tagesordnung stehen zunächst Heine Anfragen.

Auf eine Beschwerde des Abg. Leicht (B . Vp.) gibt Staatssekretär
Walther zu , daß die französische Besatzung in Neustadt a . d.
Haardt 280 000 Quadratmeter wertvollstes Kulturland zur Anlage
eines Garnisonplatzes und weitere 160 000 Quadratmeter zur Er¬
richtung eines Exerzierplatzes beschlagnahmt habe . Das Vorgehen
der französischen Besatzungsbehörde widerspricht dem französischen
Versprechen in Versailles . Die Gesamtausgabe der Stadt Neustadt
a . d. Haardt für neue Anlagen belaufen sich auf mindestens 2 Mil¬
liarden Mark . Es sind bereits 2S französische Garnisonen mit 23 000
Mann Besatzung eingerichtet.

Auf eine Beschwerde des Abg. Koch - Weser (Dem .) wird er¬
klärt , daß eine Herabsetzung des Teezolls,nicht mög¬
lich sei. — Auf eine Anfrage des Abg. Petersen (Dem .) wird
mitgeteilt , daß wegen Gewährung von N o t sta n d s b e i h i lf e n
an die Reichsbeamten Erwägungen schweben. — Aus eine
Beschwerde des Abg. Dauch (D . Vp .) wird entgegnet , daß die
Ausgabe von Wechsel st empelmarken über höhere Beträge
im Gange ist. — Angenommen wird der 8. Nachtrag zum Reichs-
Haushaltsplan , der den Reichsfinanzminister ermächtigt , Reichs¬
schatzanweisungen zum Ankauf von Getreide bis zur Höhe
von weiteren 300 Millionen Mark anzufertigen.

Darauf wird die zweite Lesung der Geschäftsordnung
des Reichstages in Angriff genommen . Die Vorlage wird
nach den Beschlüssen erster Lesung angenommen . Sie tritt am
1. Januar 1923 in Kraft . Auf Wunsch des Abg. Schultz - Brom¬
berg (D .-nat .) wird noch ausdrücklich festgestellt, daß der Präsi¬
dent nicht ohne weiteres aus der stärksten Fraktion entnommen
werden muß , sondern daß die Präsidentenwahl Sache der Verein¬
barung der Fraktionen ist.

Die zweite Lesung des 7. Nachtrags zum Reichshaushaltsplan
wird darauf bei der Marine fortgesetzt, der unverändert ange¬
nommen wird . Beim Reichsministerium des Innern weist Abg. Dr.
Schreiber (Ztr . ) auf die große Not der Wissenschaft hin . — Abg.
Frau Behm (D .-nat . ) geht auf die gesundheitlichen und sittlichenNöte des besetzten Gebietes ein , wo die Zahl der öffentlichen
Häuser noch im Wachsen begriffen ist. Von der französischen Be¬
satzungsbehörde werde sogar die zwangsweise Errichtung solcher
Häuser betrieben . Die Rednerin empfiehlt eine Entschließung gegen
diese Kulturschande.

Abg. Bruhn (D .-nat .) protestiert gegen die Verbote rechts¬
gerichteter Verbände, besonders des deutschvölkischen
Schutz- und Trutzbundes . Der Haushaltplan wird mit den Ent¬
schließungen angenommen . — Nächste Sitzung Mittwoch.

Einfuhr mrö Uebsrsremöung.
Nach den Feststellungen des Statistischen Reichsamts steht der

deutschen Einfuhr im Monat Oktober mit 55,5 Millionen Doppel¬
zentnern eine Ausfuhr von nur 16,4 Millionen Doppelzenmern
gegenüber . Der Wert der Einfuhr beläuft sich aus 631,7 MM.
Goldmark , jener der Ausfuhr auf Grund der Deklarationen auf
nur 289,9 MM . Goldmark . Das bedeutet im Vergleich zum
Monat Sepetmber eine M eh reinfuhr von 7,2 MM . Doppel¬
zentnern bzw. 109,9 MM . Goldmark , während die Ausfuhr um
0,8 MM . Doppelzentner bzw . 1 MM . Goldmark zurückgegangen
ist . Die Passivität unserer Handelsbilanz ist damit von 131
Millionen Goldmark im September auf über 240 Millionen
Goldmark im Oktober angewachsen.

Die Folgen dieser Entwicklung für unsere wirtschaftliche,
politische und finanzielle Lage sind klar . Da wir die Mehrein¬
fuhr in Goldmarkwährung nicht bezahlen können , da die Mög¬
lichkeit zur Bezahlung eines größeren Teiles der Einfuhr in an¬
gesammelten Devisen gleichfalls sehr unwahrscheinlich ist, wird
eine weitere Ueberfremdung der deutschen Mobilien und
Immobilien eintreten oder schon eingetreten sein . In der Tat
sind in den letzten Wochen an den deutschen Effektenbörsen er¬
hebliche Auslandskäufe getätigt worden . Die Beteiligung aus¬
ländischen Kapitals an deutschen Unternehmen nimmt
glenbtalls zu . Der Grundstücksmarkt ist mit Aufträgen aus¬
ländischer Käufer geradezu überlastet.

Der Arbeitsplan des Lm ütNM.
Der Aeltestenrat des preußischen Landtages hielt ein«

Sitzung über die Geschäftslage ab . Bezüglich der Beratung der
Werwaltungsreform machte er sich dahin schlüssig, den Minister zu
-bitten , die Entwürfe zur Verwaltungsreform erst nach den Weih - -
nachtsferien im Landtage einzubringen . Am heutigen Mittwoch will
sich das Haus bis zum 10. Januar vertagen . Am 11. Januar soll
die dritte Lesung des Grundsteuergesetzes auf die Tagesordnung ge¬
setzt werden und außerdem die erste Beratung der neuen Entwürfe
zur Städte - und Landgemeindeordnung.

Das Plenum des Landtages verhandelte die zweite Beratung
des Gesetzentwurfes zur Abänderung der Verordnung betr . die einst¬
weilige Versetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den
Ruhestand. Es handelt sich um den Entwurf zur Ausführung
der Schutzgesetze für die Republik . Der deutschnationale Abg. Dall-
mer bekämpft die Vorlage . Die Vorlage wird gegen die Mimmen
der Deutschnationalen angenommen und auch in dritter Beratung
sofort endgültig genehmigt . Das Haus fordert dann vom
Staatsministerium , baldigst eine Denkschrift über die Möglichkeit
der Unterstellung des gesamten Bildungs - und Schulwesens unter
sine Zentralbehörde vorzulegen und zur Aufbesserung der wissen¬
schaftlichen Institute und Sammlungen der höheren Lehranstalten
genügende Mittel bereitzustellen.

Der Antrag des Zentrums über eine Steuerermäßigung für
kinderreiche Beamte wird abgelehnt.

Russenprotest ln Lausanne.
Nach einer Wolffmeldung nahmen gestern die russischen Sach-

oerständigen zum ersten Male an der Sitzung der alliierten Sach-
>erständigen teil . Dabei kam es zu einem Zwischenfall . Die all¬
iierten Sachverständigen gaben den russischen und anderen Sach-
' erständigen den Inhalt eines Dokumentes bekannt , das den Titel
ührt „Die Freiheit der Meerengen "

. Die ruffischen Sachverstän»
igen erklärten , daß sie keinerlei Auskunft über ein Dokument

-eben könnten , das vorher der russischen Delegation offiz'. ell nicht
-ekannt geworden sei. Nachdem die russischen Sachverständigen
on dem Projekt über die Freiheit der Meerengen Kenntnis ge¬
murmen hatten , gaben sie eine Erklärung folgenden In¬

halts ab:
Die russischen Sachverständigen sind -der Ansicht, daß ihre Teil-

lahme an der Konferenz gegenstandslos ist, 1 . weil sie keine Aus¬
kunft über die Freiheit der Meerengen erteilen können , 2. weil das
neue Projekt Aenderungen enthält , die der russischen Delegation
>ach nicht mitgeteilt worden sind, 3. weil -die russischen Sachverstän¬
digen formelle Instruktionen hätten , -die Frage der Freiheit der
Meerengen keinesfalls mit der Frage -der Entmilitarisierung der
Zone zu bearbeiten.

Hierauf verließen - die russischen Delegierten die
Sitzung und erstatteten der russischen Delegation Bericht . Die'

elegation richtete darauf eine schriftliche Erklärung an den Prä-
snten der Konferenz , um gegen die eingefügten Aenderungen zu

protestieren , die den Bedingungen , unter denen Rußland einge¬
laden sei, widersprächen , wie auch den Gepflogenheiten der

onfeverrz.

werdringt dieEinkommensteuerms?
Je rascher die Geldentwertung vorwärtsschreitet , um so stärker

wird der Anteil der Lohnsteuer am Gesamtaufkommen der Ein¬
kommensteuer . Die hohen Eingänge an Einkommensteuer bei den
Finanzämtern in den letzten Monaten sind im wesentlichen nur
von den Arbeitern und Beamten bezahlt worden.
Diese Tatsache ist der bürgerlichen Presse unbequem . Sie schweigt
sie entweder tot oder streitet sie ab . Das wurde ihr bisher durch
die Methode der Veröffentlichung der Eingänge der Einkommen¬
steuer wesentlich erleichtert . Diese Methode ist so irreführend , daß
die „Frankfurter Zeitung " in der ersten Morgenausgabe vom 9.
Dezember zu folgender Schlußfolgerung kam:

„Unter den fortdauernden Steuern brachten diesmal gegen den
Oktober 1921 die Einkommensteuer 20104 Millionen mehr , -wobei
-erstmals die aus dem Verkauf von Einkommensteuermarken ein-
gegangenen Beträge gesondert vermerkt wurde . Es handelt sich
dabei im Oktober um 7567 , in -den ersten sieben Monaten bei einem
Gesamteingang aus Einkommensteuer von 69 222 Millionen um
21 910 Millionen Mark . Da Einkommensteuer im Lohn - und Ge¬
haltsabzugsverfahren auch noch auf anderem Wege als dem der
Entrichtung in Steuermarken einkommt , so stellen die oben ge¬
nannten Beträge zwar keinesfalls die Gesamtsumme der von Lohn-
und Gehaltsempfängern aufgebrachten Steuerbeträge dar , aber dis
nunmehr vorgenommene Scheidung läßt doch bei aller Anerken¬
nung der Mängel , die dem jetzigen Steuereinzug (Abzug c.n der
Quelle und Veranlagung ) in mehr als einer Beziehung anhaften,
das eine klar erkennen : daß die noch vielfach gebrauchte agita¬
torische Behauptung , Einkommensteuer werde im wesentlichen
nur von Arbeitern und Beamten bezahlt , mindestens eine starke
Uebertreibung ist."

Die von der „Frankfurter Zeitung " wiedergegebenen Zahlen
sin- irreführend und ihre Schlußfolgerung ist fal > ch. Aus
das Drängen der sozialdemokratischen Mitglieder des Steuerous --
schusses hat das Reichsfinanzministerium genauere Zahlen zur Ver¬
fügung gestellt , die auch die durch Ueberweisung gezahlte Lohn¬
steuer erkennen lassen . Die Zahlen sind in folgender Tabelle zu¬
sammengefaßt:

1922 Auskommen durch
Steuerabzug

13 224 MM . M.
6 675 MM . Mk.
8 079 MW . Mk.

16 767 MM . M.

Aufkommen auf
Grund

d . Veranlagung
10 320 MM . Mk.

4 288 MM . Mk.
6 773 MM . Mk.
6127 MM . Mk.

Anteil des
Steuerabzugs
i . Gesamtausk.

56,17 Pzt.
57,13 Pzt.
58,33 Pzt.
71.97 Pzt.

April -Juli
August
September
Oktober

In -den Zahlen , die der „Franks . Ztg .
" zur Verfügung standen,

war der Lohnabzug im Oktober mit 16 757 Millionen Mark nur
mit 7567 Millionen , also noch nicht mit der Hälfte, eingesetzt.
Die jetzt vorliegenden Zahlen zeigen dagegen , daß der Satz , nach
dem die Einkommensteuer im wesentlichen nur von
Arbeitern und Beamt -en gezahlt werde , nicht eine
agitatorische Behauptung , sondern eine der wichtigsten sozialen
Tatsachen unserer Zeit ist.

Angesichts dieser Tatsache ist es allerdings verständlich , daß die
bürgerliche Presse die skandalöse -Behandlung der Novelle zum Ein¬
kommensteuergesetz im Steuerausschuß des Reichstages totschweigt.
Trotzdem heute schon 71 Prozent der Einkommensteuer nach den
amtlichen Zahlen durch die Lohn - und -Gehaltsempfänger gezahltwerden , ist die Einkommensteuer für die Veranlagungs-
Pflichtigen noch ermäßigt worden . Die darauf abzielen¬
den Anträge der bürgerlichen Parteien wurden im Steuerausschutzdes Reichstages , ohne Begründung durch die Antragsteller , ohne
gründliche -Beratung der komplizierten Aenderungen im Tarif-und Abzugswesen en bloc gegen den Widerspruch der Sozialdemo¬kratie durchgepeitscht . Die bürgerlichen Parteien haben diese Be¬
schlüsse bewußt gegen die stärkste Fraktion des Reichstages gesoßt.Die Erledigung der Novelle zum Einkommensteuergesetz ist der
erste bewußte Versuch der bürgerlichen Parteien , die Sozialdemo¬kratie -bei der Regelung der wichtigsten Fragen vollständig auSzu-
schalten , um ungestört die Interessen der Leistungsfähigen , di; garnicht opferbereit sind , über die Interessen der Allgemeinheit zu
stellen.

Grenz vor dem Schwurgericht.
Bor dem Berliner Schwurgericht wurde gestern das

Attentat auf den Schriftsteller Harden verhandelt . Angeklagt find
der Landwirt Weichardt und der Buchhändler Grenz aus
Oldenburg wegen Mordversuches und Anstiftung dazu . Der
Haupttäter Ankermann ist flüchtig . Bei der Bildung der Ge-
schworenenvank wurden von der Verteidigung alle Träger jüdisch
klingender Namen abgelehnt . Der Vorsitzende ermahnte die Ge¬
schworenen , die Politik aus dem Gerichtssaale fernzuhalten und
sich nicht durch Politische Sympathien oder Antipathien leiten zu
lassen.

Gtzezzi nach Rußland abgeschoben.
Der italienische Anarchist Gyezzi, dessen Auslieferung die

italienische Regierung verlangt hatte und der , wie schon gestern
mitgeteilt , nun nicht ausgeliefert wird , ist am Montag aus der
Auslieferungshaft entlassen und nach Rußland ausgewiesen
worden , dessen Staatsbürgerschaft er inzwischen erworben hat.
Ghezzi ist bereits in einem Schlafwagen 1 . Klasse nach Sowjet-
rutzland abgereist.

Unsere Genossen im preußischen Landtage hatten gegenden stürmischen Widerspruch der Kommunisten , die den Fall
Ghezzi zu einer ihrer Schimpforgien ausnuhten , durchgesetzt , daß
der Fall dem Rechtsausschuß zur -sorgfältigen Untersuchung
überwiesen wurde . Dort konnte der Referent , Genosse Heilmann,
feststellen , daß in dem Auslieferungsbegehren ein Form¬
fehler unterlaufen war . Die italienische Regierung legt
Ghezzi zwar zur Last , an Mordtaten und Elsenbahnzerstörungen
beteiligt zu sein , aber der allgemein maßgebende Eröffnungs¬
beschluß des Gerichts spricht lediglich von Teilnahme an einer
verbrecherischen Vereinigung und verbotenem Sprengstoffgesetz,
also von Delikten , auf Grund deren nach dem Auslieferungsver¬
trag keine Auslieferung erfolgt . Sämtliche preußischen und
Renhsressorts schlossen sich dieser Rechtsauffassung an . Ghezzi
ist also davor bewahrt , an die Fascisten ausgeliefert zu werden,
und die Kommunisten sind um einen Märtyrer ärmer , auf den sie
schon die allerschlimmsten Spekulationen begründet hatten.

Die Entschulbigungsnote.
Die Note der deutschen Regierung betr . die Vorfälle in

Stettin , Passau und Ingolstadt ist , wie bereits ge¬
meldet , nunmebr der . Botschafterkonferenz überreicht und ver-
öfentlichi worden . Sie geht von einer genauen Darlegung des
Sachverhalts aus , erkennt an , daß das Verhalten der in Frage
kommenden Personen ungerechtfertigt war und daß die,
Vertreter der Alliierten ein Recht aus Entschuldigung hätten.
L-oaleich diese bereits erfolgt und eine Bestrafung der Schuldigen
in die Wege geleitet worden , obgleich also eine dem inter¬
nationalen Herkommen entsprechende , ausreichende Sübne bereits
gegeben sei, erneuere die deutsche Regierung ihre Erklärungen,
die den Ausdruck der Entschuldigungen mitumfassen und erklärt i
sich außerdem bereit , den geforderten Betrag von einer
Million zur Verfügung zu stellen , wenngleich sie diele Forde¬
rung als völkerrechtlich berechtigt nicht anerkennen könne . Eine
besondere Entschuldigung der bayerischen Regierung müsse sie
hingegen ablehnen , da nach der Reichsverfassung die Vertretung
Deutschlands und der Länder nach außen lediglich dem
Reich obliege ; ebensowenig könne sie eine Entlassung der
Bürgermeister von Passau und Ingolstadt auch in ihrer Funktion

als Polizeichefs verfügen , da diese Bürgermeister keine Staats¬
beamte , sondern freigewählte Organe der Selbstverwaltung
seien.

Gesängmsurtelle am Rhein.
Aus Mainz wird berichtet : Unter Ausschluß der Oefsentlich«

kert wurde vor dem Kriegsgericht des GenerulMbes der fr an-
zöfl scheu Rheinarmee gegen den Referenten der Politischen
Abteilung der preußischen Regierung in Wiesbaden , Regierungs¬
assessor Dr . Prange, und den Kriminalkommissar der politischen
Abteilung des Polizeipräsidiums in Frankfurt a . M . , Ernst Stein,
wegen Spionage verhandelt . Die beiden Angeklagten wurden
aller ihnen zur Last gelegten sträflichen Handlungen für schuldig
befunden und Prange zu fünf Jahren und Stein zu drei
Jahren Gefängnis verurteilt.

Umzug beim Reichswirlschastsrat.
Ans Berlin wird gemeldet : Heute nachmittag siedelt der

vorläufige Reichswirtschaftsrat in sein neues Heim über und
wird dort eine feierliche Eröffnungssitzung abhalte « . Der Reichs.
Präsident , die Reichsminister und die Präsidenten der Länder,
sowie der Parlamente werden dieser Sitzung beiwohnen . Das
neue Heim befindet sich in einem Umbau des früheren Wilhelms¬
gymnasiums in der Bellevuestraße.

Ein StaatspriWent in Lagern?
Der Berfaffnngsausschuß des bayerischen Landtages be.

schäftigte sich mit dem Anträge der Bayerischen Volkspartei auf
Schaffung eines Staatspräsidenten . Nach längerer Aussprache wurde
schließlich der Antrag in der Abstimmung mit einer Ergänzung des
Abg. Dr . Hilpert (Bayr . Volksp. ), wonach der Staatspräsident vom
Volle zu wählen ist, mit 15 Stimmen der Bayerischen Volkspartei
und der Bayerischen Mittelpartei gegen 13 Stimmen der übne -«
Parteien angenommen.

Die Antwort aus England
Reuter meldet , daß die Entscheidung der Ministerpräsidenten

über die deutsche Note vorgestern abend in Form einer kurzen aber
höflichen Antwortnote Bonar Laws an Dr . Enno nach
Berlin geschickt wurde . Bonar Law erklärt darin , daß die Vor
schlage geprüft worden seien . Er fügt aber mit dem Ansdrück seines
Bedauerns hinzu , daß die Ministerpräsidenten der Ansicht seien , in
den Vorschlägen unter den gegenwärtigen Umständen keine
Lösung der Neparationsschwierigkeiten zu finden.

Ser sioiMch Im Hoog.
Der vom Internationalen Gewerkschaftsbund emberufene

Weltfriedenskongreß wurde , wie schon mitgeteilt , am
Sonntag eröffnet . Der Präsident I . H . Thomas brachte in sei¬
ner Eröffnungsrede dem gastfreundlichen Holland seinen Gruß dar
und verwies auf das große Ziel , dessentwegen Abordnungen aus
der ganzen Welt sich im Haag versammelt hätten . Der Vorsitzende
des niederländischen Gewerkschaftsverbandes , Stenhuis , hieß die
Teilnehmer im Namen der niederländischen Gewerkschaften will¬
kommen . Der Führer der sozialdemokratischen Arbeiterpartei Hol¬
lands , Troelftra, gab seiner Freude darüber Ausdruck, daß die
Niederlande zum Sitz des Kongresses gewählt worden seien. Hol¬
land , das von den Schrecken des Krieges verschont geblieben sei,
müsse es als seine Pflicht betrachten , den Kampf geigen den
Krieg so energisch wie nur möglich zu unterstützen . Holland sei
nicht in der Lage , sich im Kriegsfälle wirksam zu verteidigen.
Seine Hoffnungen richteten sich daher auf die Anstrengungen der
organisierten Arbeiter aller Länder gegen den Krieg . Das einzige
Bündnis , das man annehmen könne, sei das Bündnis mit dem
Proletariat aller Länder.

Nachdem der Abg. Albarda den Kongreß im Namen der
Haager Gewerkschaften begrüßt Hatte , stellte Präsident Thomas die
Anwesenheit von 600 Delegierten , die 24 Nationen und 14 Millionen
Menschen vertreten , fest und erinnerte an die früher im Haag ab¬
gehaltenen Friedenskonferenzen von 1899 und 1907. Auf -beiden
seien große Kriege gefolgt , aber dadurch werde man sich nicht zum
Pessimismus verleiten lassen , denn diese früheren Konferenzen
seien von Regierungen einberufen worden und die Delegierten seien
Diplomaten gewesen, während die gegenwärtige Versammlung die
arbeitende Bevölkerung der ganzen Welt vertrete , die sich um wirt¬
schaftliche Streitigkeiten nicht kümmere und kein Interesse am Kriege
habe . Die Bilanz des Weltkrieges 1914 bis 1918 weise den
Tod von 35 ^ Millionen Menschen und eine ungeheure
Vermehrung der Staatsschulden auf . Diese Schulden müßten von
den Arbeitern bezahlt werden . Die Regierungen hätten sich um die
Lehren des Weltkrieges nicht gekümmert , und so sei es denn Sache
des Proletariats, sich der großen Aufgabe , der Rettung der
Zivilisation zuzuwenden . Der Vorsitzende schloß mit den Worten:
Trennen wir uns nicht in einzelne Mächte und Klaffen , errichten
wir auf den Ruinen der Gegenwart eine sichere, gesunde und wahr¬
hafte Basis . Die Augen von Millionen Menschen sind auf diesen
Kongreß gerichtet , denn die Verwirklichung der heiligen Sache des
Friedens bedeutet die Verbrüderung der ganzen Menschheit , der'
ganzen Welt . (Großer Beifall .)

Um -en gesetzlichen Versammlungsschutz.
Im Rechtsausschutz des Reichstages wurde der Antrag

Dr . Strescmann angenommen , welcher eine Aenderung deS
Strafgesetzbuches dahin herbeiführen will , baß nicht verbotene Ver¬
sammlungen gegen Verhinderung und Sprengung geschützt
werden , in erster Lesung angenommen . Auch wurde einem An¬
träge Dr . Barth (Dnt . ) zugestimmt , der auch den Versuch unter
Strafe stellen will . Unsere Genoffen haben sich , wie schon vor acht
Tagen mitgeteilt , gegen diese aus dem Lager der Rechtsparteien
stammenden Anträge ausgesprochen . Sie haben diesen Standpunkt
auch gestern vertreten . Auch der Regierung sind sie nicht genehm.

Politische Ruu- schnu.
Polizeilicher Zwang bei Durchführung von Wohnungsbeschlag¬

nahmen . Der Amtliche Preußische Pressedienst teilt mit : Auf
Grund der Wohnungsmangel -Verordnung hat der Minister für
Volkswohlfahrt mit Zustimmung des ReickDarbeitsministers für den
Umfang des preußischen Staates angeordnet , daß zur Räumung
beschlagnahmter Wohnungen und sonstiger beschlagnahmter Räume,
sowie zur Durchführung eines Zwangsmietvertrages erforderlichen¬
falls unmittelbarer polizeilicher Zwang angewandt
werden kann.

Politische Notizen . Die Beschwerde gegen das vom Leipziger
Polizeipräsidium erlassene Verbot der Zeitschrift „Der Ha m m e r"
und die Beschwerde gegen das Verbot der „Tilsiter Zeitung " ist vom
Staatsgerichtshof verworfen worden . _

NNttagSkurse. 13 . Dezember
Amerikanischer Dollar . Mk . 8100
Holländischer Gulden. , 3180
Englisches Pfund . „
Dänische Krone . . . » Io50

12. Dezember
Mk. 8280

3278
87600
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N-. ry. Verlage zur Republik.

Dldenburg und Mstsriesland.

Die arme Sünderin.



LZ

vermischtes.

üllstrlMr partelliiigelcheiiliML

Not


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

